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Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


1. Abgeordneter 
Joachim 
Clemens 

(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung die Tatsache, 
daß der Bundesminister des Auswärtigen wäh- 
rend des Golfkrieges Jordanien, trotz Partei- 
nahme für und Waffenlieferungen an Saddam 
Hussein, mit 270 Millionen DM unterstützt hat? 


Antwort der Staatsministerin Seiler- Albring 
vom 26. März 1991 

Unsere Jordanienhilfe, über die nicht der Bundesminister des Auswärti- 
gen, sondern die Bundesregierung gemeinsam entschieden hat, ist vor 
dem Hintergrund der Tatsache zu sehen, daß Jordanien neben Ägypten 
und der Türkei besonders schwer von den Auswirkungen der Ereignisse 
am Golf betroffen worden ist. Daher hat sich in Washington zusammen mit 
der Weltbank eine Reihe von Staaten als „Koordinierungsgruppe" konsti- 
tuiert, die die Hilfe an diese drei von der Golfkrise am stärksten betroffe- 
nen Länder koordiniert. 

Während der ersten fünfeinhalb Monate der Golfkrise (2. August 1990 bis 
16. Januar 1991) gab es - außer Kuwait - kein Land, das mehr unter den 
wirtschaftlichen Folgen der Krise zu leiden hatte als Jordanien: Es verlor 
praktisch mit einem Schlag jegliche arabische bilaterale und multilaterale 
Budget- und Entwicklungshilfe, die sich bis dahin auf 400 bis 600 Mio. 
US-$ jährlich belief. Die Geldüberweisungen der Gastarbeiter am Golf 
gingen um die Hälfte zurück, und die Exportmärkte für die wichtigsten 
Devisenbringer des Landes (Phosphate, Pottasche, Zement und Dünge- 
mittel) schrumpften um ein Drittel. Intern wirkte sich die Krise vor allem 
auf die Sektoren Tourismus, Verkehr, Handel und Landwirtschaft aus, die 
z. T. völlig zum Erliegen kamen. 

Weiter war zu berücksichtigen, daß sich Jordanien durch seine Lage 
zwischen der irakischen Position und der Haltung der Koalition in einer 
ganz besonders prekären Situation befunden hat. Die Stabilität Jorda- 
niens ist jedoch in der Nahost-Region ein ganz wesentlicher Faktor. Dies 
wird auch von unseren europäischen Partnern so gesehen. 

Im übrigen möchte ich auch darauf hinweisen, daß Jordanien von Anfang 
an keinen Zweifel daran gelassen hat, daß es die irakische Invasion in 
Kuwait für illegal hält. Ebenso hat sich die jordanische Regierung für die 
Einhaltung der Sicherheitsratsresolutionen ausgesprochen. 


2. Abgeordnete 

Monika 

Ganseforth 

(SPD) 


Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
gegenüber der Türkei ergriffen, als sie Mitte 1990 
beim Europarat für den Südosten Anatoliens die 
Geltung der Menschenrechte abgemeldet hat, 
wie die Süddeutsche Zeitung am 28. Februar 
1991 mitteilt? 


Antwort des Staatsministers Schäfer 
vom 22. März 1991 

Die türkische Regierung hat mit Schreiben vom 5. August 1990 dem Euro- 
parat gemäß Artikel 15 der Europäischen Menschenrechtskonvention die 
im April des Jahres durch Verschärfung des Ausnahmezustands in 10 Pro- 
vinzen der Südosttürkei erfolgte Einschränkung von Grundrechten 
gemeldet und über die Gründe unterrichtet, die die Türkei zu diesen 
Maßnahmen bewogen hat. 
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Artikel 15 der Europäischen Menschenrechtskonvention räumt den Ver- 
tragsparteien ausdrücklich das Recht ein, im Kriegs- oder Notstandsfall 
bestimmte Grundrechte außer Kraft zu setzen. Dies gilt aber zum Beispiel 
nicht für das Recht auf Leben, das Folterverbot sowie das Rückwirkungs- 
verbot im Strafrecht. Verletzungen dieser Rechte können also nach wie vor 
durch die Mechanismen des Europarats kontrolliert und überprüft 
werden. 

Im Rahmen ihrer Politik des Schutzes der Menschenrechte und der Min- 
derheiten tritt die Bundesregierung für die Rechte der Kurden ein. Diese 
Haltung hat sie gegenüber der Türkei in Regierungsgesprächen immer 
wieder verdeutlicht. Sie wird auch künftig den Standpunkt vertreten, daß 
die von ihr voll anerkannte Zugehörigkeit der Türkei zum westlichen 
Staatensystem weitere Fortschritte im humanitären Bereich bedingt. 


3. Abgeordneter 

Gerd 

Poppe 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Aus welchen Gründen hat, auf Drängen der 
Bundesregierung, die EG die Finanzierung der 
drei südafrikanischen Zeitungen „New Nation", 
„South" und „Frye Weekblad" eingestellt? 


Antwort des Staatsministers Schäfer 
vom 20, März 1991 

Es trifft nicht zu, daß eine Entscheidung der EG-Kommission im Rahmen 
der Positiv-Maßnahmen in Südafrika, die von Ihnen genannten Publika- 
tionen nicht weiter zu unterstützen, auf ein Drängen der Bundesregierung 
zurückgeht. 


4. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Bundesregierung deshalb die 

Gerd Unterstützung einstellen wollte, weil diese drei 

Poppe Zeitungen nicht „Inkatha-freundlich" sind? 

(BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Antwort des Staatsministers Schäfer 
vom 20. März 1991 

Eine Beantwortung dieser Frage erübrigt sich nach der Antwort auf die 
Frage 3. 


5. Abgeordneter ln welcher Form wird den aus ihrer ostdeutschen 

Helmut Heimat jenseits von Oder und Görlitzer Neiße 

Sauer vertriebenen Deutschen und ihren Nachkommen 

(Salzgitter) das Recht auf Selbstbestimmung, insbesondere 

(CDU/CSU) das Entscheidungsrecht über zukünftige Gren- 

zen und Zugehörigkeit ihres Heimatgebietes, im 
Hinblick auf deutsch-polnische Vereinbarungen 
zugestanden und ermöglicht? 

Antwort des Staatsministers Schäfer 
vom 22. März 1991 

Der am 14. November 1990 in Warschau Unterzeichnete Vertrag zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Polen über die Bestäti- 
gung der zwischen ihnen bestehenden Grenze beruht auf den Entschlie- 
ßungen des Deutschen Bundestages und der Volkskammer der früheren 
DDR vom 21. Juni 1990, die mit überwältigenden Mehrheiten angenom- 
men wurden. Er ist somit vom Selbstbestimmungsrecht des deutschen 
Volkes getragen. 
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Der Bundeskanzler hat dazu in seiner Regierungserklärung vor dem Deut- 
schen Bundestag am 21. Juni 1990 u. a. ausgeführt: 

„Klar ist, am Willen des deutschen Volkes - bekundet durch den Deut- 
schen Bundestag und die Volkskammer der DDR - kann nicht gezweifelt 
werden." 


6. Abgeordneter 

Helmut 

Sauer 

(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Hat ein Vertreter der Bundesregierung bei den 
Zwei-plus- Vier-Verhandlungen den völkerrecht- 
lichen Anspruch Deutschlands auf die Gebiete 
jenseits von Oder und Görlitzer Neiße überhaupt 
und in welcher Form zum Ausdruck gebracht? 


Antwort des Staatsministers Schäfer 
vom 22. März 1991 


Die Bundesregierung hat von vornherein nie einen Zweifel daran gelas- 
sen, daß Gegenstand der Gespräche über die äußeren Aspekte der 
Herstellung der deutschen Einheit ausschließlich die Vereinigung der 
Bundesrepublik Deutschland, der Deutschen Demokratischen Republik 
und ganz Berlins sein würde. 

War die Bundesregierung rechtzeitig von der 
Sowjetunion darüber informiert worden, daß 
Erich Honecker, gegen den ein Haftbefehl 
vorliegt, aus Deutschland ausgeflogen und in 
Moskau operiert werden soll? 

Antwort der Staatsministerin Seiler- Albring 
vom 26. März 1991 


7. Abgeordneter 

Helmut 

Sauer 

(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Nein. 

Die Bundesregierung ist am Vormittag des 13. März 1991 durch den sowje- 
tischen Botschafter in Bonn von der Entscheidung der sowjetischen Regie- 
rung unterrichtet worden, den früheren Staatsratsvorsitzenden Honecker 
wegen einer ernsthaften Verschlechterung seines Gesundheitszustandes 
kurzfristig in ein Moskauer Krankenhaus einzuliefem. Honecker wurde 
noch am selben Vormittag nach Moskau ausgeflogen. Dies ist ohne 
Einverständnis der Bundesregierung geschehen. 


8. Abgeordneter 

Heinz-Alfred 

Steiner 


(SPD) 


Inwieweit ist sichergestellt, daß die Beratungen 
über eine gemeinsame europäische Sicherheits- 
und Verteidigungspolitik im Rahmen der 
EG-Regierungskonferenz über die Europäische 
Politische Union in Abstimmung mit den WEU- 
Instanzen erfolgt? 


Antwort des Staatsministers Schäfer 
vom 21. März 1991 


Die Bundesregierung und die Regierungen aller anderen europäischen 
Partner achten darauf, daß eine enge Abstimmung der Beratungen über 
eine gemeinsame europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik im 
Rahmen der Regierungskonferenz über die Politische Union und im Rah- 
men der Instanzen der Westeuropäischen Union erfolgt. Auf ihrer Mini- 
stertagung am 22. Februar 1991 in Paris haben die Außen- und Verteidi- 
gungsminister der WEU-Mitgliedstaaten beschlossen, ein Dokument mit 
dem Titel „Rolle und Platz der WEU in der neuen europäischen Sicher- 
heitsarchitektur" zu veröffentlichen, in dem es u. a. heißt, daß sich gegen- 
wärtig den europäischen Regierungen eine historische Gelegenheit 
bietet, die Europäische Gemeinschaft/Europäische Politische Zusammen- 
arbeit und die Westeuropäische Union und die zwischen ihnen bestehen- 
den Beziehungen einer Gesamtbetrachtung zu unterziehen, um ihre 
Sicherheitserfordernisse für die 90er Jahre zu definieren. 
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9. Abgeordneter 

Heinz-Alfred 

Steiner 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Vorschlag 
der WEU-Versammlung zur Einsetzung eines aus 
Experten der nationalen Verwaltungen beste- 
henden Ausschusses, um Probleme der Rüstungs- 
konversion zu erörtern und einen Erfahrungs- 
austausch mit den sowjetischen Kollegen zu 
ermöglichen? 


Antwort des Staatsministers Schäfer 
vom 21. März 1991 


Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß der Sowjetunion Expertise 
für die Aufgabe der Konversion vor allem von westlichen Industrieunter- 
nehmen vermittelt werden kann. 

Mit Mitteln des Bundesministers für Wirtschaft wird derzeit eine Studie 
über Möglichkeiten der Konversion in der Sowjetunion erarbeitet, mit 
deren Fertigstellung im kommenden Jahr zu rechnen ist. 

In diesem Zusammenhang hat auch der Vorschlag der WEU-Versamm- 
lung wertvolle Anregungen gegeben. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


10. Abgeordneter 

Wilhelm 

Schmidt 

(Salzgitter) 

(SPD) 


Bundesjustizminister Dr. Kinkel hat in der Haus- 
haltsdebatte des Deutschen Bundestages erneut 
zum Ausdruck gebracht, daß er sich nachhaltig 
für eine Verbesserung der Rechte von Kindern 
insbesondere vor dem Hintergrund der zur Ratifi- 
zierung anstehenden UNO-Konvention über die 
Rechte des Kindes einsetzen will; was ist damit 
konkret inhaltlich und bezüglich der zeitlichen 
Abfolge gemeint? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Funke 
vom 22. März 1991 

Das Bundesministerium der Justiz ist z. Z. mit der Prüfung folgender 
Problembereiche mit dem Ziel gesetzgeberischer Maßnahmen zur Ver- 
besserung der Rechtsstellung und Lebensverhältnisse von Kindern befaßt: 

Im Recht der nichtehelichen Kinder geht es um Fragen des Umgangs- und 
Sorgerechts im Verhältnis zum Vater und anderen Bezugspersonen, wie 
z. B. Groß- oder Stiefeltern, und um eine weitere Angleichung des Unter- 
halts- und Erbrechts an dasjenige der ehelichen Kinder sowie um einen 
zeitlich befristeten Betreuungsunterhalt für die nichteheliche Mutter. 
Auch das Institut der Amtspflegeschaft soll u. a. auch wegen der Rechts- 
lage in den neuen Bundesländern überprüft werden. 

Bei ehelichen Kindern ist beabsichtigt, die gemeinsame elterliche Sorge 
im Scheidungsfall und deren Voraussetzungen ausdrücklich gesetzlich zu 
regeln. 

Weitere Prüfungs- und Vorarbeiten betreffen Einzelregelungen des Adop- 
tionsrechts, das Recht des Kindes auf Kenntnis seiner Abstammung (vgl. 
hierzu Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 31. Januar 1989 - 1 BvL 
17/87 -), die wirksame Bekämpfung der Kinderpornographie und das 
Projekt „Anwalt des Kindes" . Bei letzterem geht es um eine Verbesserung 
der Wahrnehmung der Kinderinteressen im Verfahren. 
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Da sich die Vorarbeiten für diese Projekte in einem unterschiedlichen 
Stadium befinden und die Beteiligung der Länder, einschlägiger Ver- 
bände und anderer Institutionen erforderlich ist, lassen sich noch keine 
Angaben über den Termin der Einbringung einzelner Gesetze beim Deut- 
schen Bundestag machen. Hierbei ist auch zu berücksichtigen, daß die 
Bundesregierung besonders sorgfältig die rechtstatsächlichen Vorausset- 
zungen solcher gesetzgeberischen Vorhaben in den neuen Bundeslän- 
dern zu erforschen und ihre späteren Auswirkungen dort zu beachten hat. 
Im übrigen geht es Bundesjustizminister Kinkel nicht allein und in erster 
Linie um gesetzgeberische Vorhaben. Er möchte vielmehr in seinem Amt 
zur Bewußtseinsände'rung gegenüber Kindern als mit den sachwächsten 
Gliedern der Gesellschaft beitragen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


11. Abgeordneter 

Dr. Eberhard 
Brecht 

(SPD) 


Was wird die Bundesregierung tun, damit zugun- 
sten der Kommunen der Niederlausitz (Land 
Brandenburg) die Übertragung von Flächen und 
Gebäuden aus dem Vermögen der umgewandel- 
ten ehemaligen Kombinate, Lausitzer Braun- 
kohlen Aktiengesellschaft und Energiewerke 
Schwarze Pumpe AG, im Austausch für durch 
Tagebaue beanspruchte und auf längere Sicht 
nicht verfügbare Flächen sowie ehemals vorsorg- 
lich in deren Rechtsträgerschaft zugeordnete 
Flächen und Gebäude, eingeleitet und zugun- 
sten der kommunalen Entwicklung beschleunigt 
werden kann? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Carstens 
vom 25. März 1991 

Treuhandanstaltunternehmen des Braunkohlenbergbaus sind nach der 
Arbeitsanleitung des Vorstandes der Treuhandanstalt gehalten, nicht 
betriebsnotwendiges Grundvermögen für dringende Investitionsvor- 
haben, insbesondere für die Errichtung gewerblicher Betriebsstätten, ver- 
fügbar zu machen. Eine besondere Priorität haben die Betriebsflächen für 
Investitionen kleiner und mittelständischer Unternehmen. Sowohl in der 
Lausitzer als auch in der Mitteldeutschen Braunkohlenindustrie haben 
sich dabei verschiedenste Formen der Privatisierung bewährt. Sie reichen 
vom direkten Verkauf von Grund und Boden an künftige Investoren über 
die Bildung von Wirtschaftsförderungsgesellschaften, insbesondere unter 
Beteiligung von Kommunen, bis zur Bildung gemeinsamer Unternehmen. 
Dabei werden Bürger, denen im Zuge der Bergbauentwicklung Grund 
und Boden entzogen wurde, vorrangig berücksichtigt. 

Unabhängig davon sind Artikel 21 und 22 Einigungsvertrag in Verbin- 
dung mit § 1 Abs. 1 des Kommunalvermögensgesetzes der ehemaligen 
DDR anzuwenden, wonach volkseigenes Vermögen, das kommunalen 
Aufgaben und Dienstleistungen dient, den Gemeinden, Städten und 
Landkreisen zu übertragen ist. Außerdem sind die Liegenschaften, die frü- 
her im Eigentum der Gemeinden (GV) standen und unentgeltlich in das 
sogenannte Volkseigentum überführt worden sind, nach Artikel 21 Abs. 3 
Einigungsvertrag zurückzuübertragen. 

Eine generelle Übertragung von Grund und Boden des Bergbaus in Kom- 
munaleigentum ist nicht vorgesehen und würde auch im Widerspruch 
zum Einigungsvertrag stehen. Das von der Treuhandanstalt bisher prakti- 
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zierte Verfahren, gemeinsam mit den Kommunen nicht betriebsnotwendi- 
gen Grund und Boden für Gewerbe- und Industrieansiedlungen zu priva- 
tisieren, hat sich bewährt. 

Im übrigen werden die von der Bundesregierung am 8. März 1991 be- 
schlossenen Maßnahmen zum Gemeinschaftswerk Aufschwung Ost in 
der Braunkohlenindustrie genutzt, um über Arbeitsbeschaffungsmaßnah- 
men verstärkt die Rekultivierung von Flächen zu organisieren. Damit 
sollen weitere Voraussetzungen für die Ansiedlung von Industrie und 
Gewerbe geschaffen werden. 


12. Abgeordneter 

Hans 

Büchler 

(Hof) 

(SPD) 


13. Abgeordneter 

Hans 
Büchler 
(Hof) 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Carstens 
vom 22. März 1991 

Die Bundesregierung beabsichtigt, auf der deutschen Eingangsseite den 
Lkw- Stauraum von 10 auf 24 Stellplätze zu erweitern. Die Planung ist 
abgeschlossen; der Beginn der Baumaßnahme, der im Frühjahr 1991 vor- 
gesehen war, wird sich wegen Grunderwerbsproblemen voraussichtlich 
verzögern. 

Es ist beabsichtigt, sobald wie möglich die Öffnungszeiten des Zollamts 
Schirn ding- Landstraße abends von 19.00 auf 22.00 Uhr zu verlängern. 
Von dieser Maßnahme erwartet die Bundesregierung auch eine Verbesse- 
rung der Abfertigungsverhältnisse. 

Durch Um- und Ausbaumaßnahmen im Dienstgebäude des deutschen 
Zollamts, die im Laufe des Jahres 1991 durchgeführt werden sollen, wird 
mehr Büroraum geschaffen und damit die Unterbringung der Zollbeamten 
verbessert werden. 


Welche konkreten Pläne hat die Bundesregie- 
rung, um die katastrophale Lage im Hinblick auf 
die Abfertigungsanlagen und die räumlichen 
Verhältnisse für Zollbeamte am Grenzübergang 
Schirnding (Bayern) zu verbessern? 


Wenn die Bundesregierung solche Pläne hat, 
kann sie dann eine zeitliche Frist zur Behebung 
dieser Probleme angeben? 


14. Abgeordnete 

Iris 

Gleicke 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung im Zusammenhang mit 
dem in Berlin-Charlottenburg angemeldeten 
Konkurs der FEDI bekannt, daß der FEDI-Ober- 
hof GmbH, seit dem 20. Dezember 1990 eine 
notariell beglaubigte eigenständige GmbH, von 
der Berliner FEDI-Zentrale mitgeteilt wurde, daß 
alle Mitarbeiter freizustellen und der Post- und 
Zahlungsverkehr einzustellen seien, obwohl es 
sich bei der FEDI Oberhof um ein eigenständiges 
und liquides Unternehmen handelt, dessen 
Hotels teils bis März, teils bis Jahresende ausge- 
bucht sind, und ist der Bundesregierung bekannt, 
daß die FEDI Oberhof beizeiten ein eigenes 
Konzept vorgelegt hat, das von der Treuhand- 
anstalt Suhl und Berlin sowie vom thüringischen 
Ministerpräsidenten Duchac wohlwollend auf- 
genommen und unterstützt wurde? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Grünewald 
vom 26. März 1991 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß der FEDI-Oberhof GmbH von 
der Berliner FEDI-Zentrale mitgeteilt wurde, daß alle Mitarbeiter freizu- 
stellen und der Post- und Zahlungsverkehr einzustellen seien. Nach 
Kenntnis der Treuhandanstalt hat der Sequester im Rahmen des Gesamt- 
vollstreckungsverfahrens lediglich die alten FEDI-Geschäftskonten 
sperren lassen; die Treuhandanstalt bemüht sich zur Zeit um die Freigabe 
von Geldbeträgen auf diesen Geschäftskonten, die der FEDI-Oberhof 
GmbH zuzurechnen sind. 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß das von der FEDI-Oberhof GmbH 
vorgelegte eigene Konzept für die Weiterführung -des Feriendienstes von 
der Treuhandanstalt Suhl und Berlin sowie vom thüringischen Minister- 
präsidenten Duchac wohlwollend aufgenommen wird. 


Wie beurteilt die Bundesregierung im Zusam- 
menhang mit dem FEDI-Konkurs den Umstand, 
daß mit Klaus Umlauf ausgerechnet ein ehemali- 
ger Vorsitzender der Gewerkschaft für Mitarbei- 
ter der Staatsorgane und Kommunalwirtschaft 
(„Stasi- Gewerkschaft") den Vorsitz der Ver- 
mögensverwaltung führt, und welche Möglich- 
keiten sieht die Bundesregierung, die FEDI-Ober- 
hof GmbH aus der Konkursmasse der FEDI her- 
auszunehmen, um so die 280 Arbeitsplätze bei 
der FEDI-Oberhof zu erhalten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Grünewald 
vom 26. März 1991 

Die Bundesregierung hat keinen Einfluß auf die Bestellung des Geschäfts- 
führers der gewerkschaftlichen Vermögensverwaltungsgesellschaft mbH. 

Nach Beurteilung der Treuhandanstalt gehört die FEDI-Oberhof GmbH 
nicht zur Konkursmasse der FEDI. Die Abgrenzung der Konkursmasse 
fällt letzlich in die Zuständigkeit des Konkurs gerichts. 


15. Abgeordnete 

Iris 

Gleicke 

(SPD) 


16. Abgeordneter 
Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung in der Schaffung einer 
Stiftung die Möglichkeit, den Aufbau der neuen 
Bundesländer über Spenden zusätzlich zu finan- 
zieren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Carstens 
vom 27. März 1991 


Die Bundesregierung hat umfangreiche Maßnahmen beschlossen, die den 
Umstrukturierungsprozeß in den neuen Bundesländern fördern. 

Die Bundesregierung sieht in der Schaffung einer staatlichen Stiftung 
keine sinnvolle Möglichkeit, den Aufbau in den neuen Bundesländern 
zusätzlich zu finanzieren. Stiftungen können die Finanzierung staatlicher 
Aufgaben nicht sicherstellen. Die Mobilisierung von Spenden bleibt der 
privaten Initiative im Rahmen entsprechender Organisationen Vorbe- 
halten. 

17. Abgeordneter 

Christoph 
Matschie 

(SPD) 


Welche Rechtspositionen nimmt die Bundes- 
regierung zu den Zinserhöhungen ein, die die 
Kreditinstitute bei in der DDR abgeschlossenen 
Eigenheimbaukreditverträgen einseitig vorge- 
nommen haben und für die es nach Auffassung 
der Kreditnehmer keine Rechtsgrundlage gibt? 
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Welche gesetzliche Regelung plant die Bundes- 
regierung zur Festlegung der Zinshöhe bei in der 
DDR aufgenommenen und jetzt noch laufenden 
Eigenheimbaukrediten, Wohnungsmodernisie- 
rungskrediten und Ehekrediten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Carstens 
vom 21. März 1991 

Am 1. Juli 1990 wurden mit dem Staatsvertrag zur Währungsunion die 
Verbindlichkeiten der Kreditnehmer in der damaligen DDR halbiert. 
Gleichzeitig sah der Staatsvertrag nach Artikel 10 Abs. 4 die Schaffung 
eines freien Geld- und Kapitalmarktes und die Einführung der freien Zins- 
bildung vor. Zur Konkretisierung dieses Zieles heißt es in Anlage III, 
Abschnitt I, Nr. 4: „Dem Gläubiger [wird] das Recht eingeräumt, den Zins- 
satz für Kredite durch einseitige Erklärung gegenüber dem Schuldner in 
marktüblicher Höhe festzusetzen. Dem Schuldner wird ein Kündigungs- 
recht eingeräumt. " Hierauf gestützt haben die Kreditinstitute die Zinsen 
auch für die früher zinslosen oder niedrig verzinslichen Kredite an private 
Hauseigentümer auf Marktniveau angehoben. 

Diese Zinsanpassung hat jedoch rechtliche Fragen aufgeworfen. Ihre 
Prüfung hat ergeben: Nach Systematik und Wortlaut des Staatsvertrages 
läßt sich aus ihm kein unmittelbares Zinsanpassungsrecht herleiten. Viel- 
mehr war die DDR nach Artikel 4 in Verbindung mit Anlage III verpflich- 
tet, zuvor eine entsprechende Rechtsgrundlage zu schaffen. Dieser Ver- 
pflichtung kam sie mit der Verordnung über die Änderung oder Auf- 
hebung von Rechtsvorschriften vom 28. Juni 1990 grundsätzlich nach. Die 
Verordnung ist aber insofern unvollständig, als sie drei Kreditarten nicht 
erwähnt: 

1. die - teilweise zinslosen - Kredite an Erbauer, Erwerber oder Moder- 
nisierer von Eigenheimen, 

2. die Modernisierungs- und Instandhaltungsdarlehen an private Eigen- 
tümer von Miethäusern, 

3. die zinslosen Darlehen an junge Eheleute. 

Da diese Regelungslücke auch durch den Einigungsvertrag nicht ge- 
schlossen wurde, ist es nunmehr Aufgabe des Gesetzgebers, die nach dem 
Staatsvertrag vorgesehene Freigabe der Kreditmärkte abzuschließen und 
sich dabei an die genannte DDR-Verordnung anzulehnen. Die Bundes- 
regierung hat daher am 8. März 1991 als Art. 2 des Haushaltsbegleitgeset- 
zes 1991 den Entwurf des „Gesetzes über die Anpassung von Kreditverträ- 
gen an Marktbedingungen sowie über Ausgleichsleistungen an Kredit- 
nehmer" beschlossen. Der Gesetzentwurf sieht die Anpassung aller nicht 
bereits durch DDR-Recht freigegebenen Zinsen an Marktverhältnisse vor. 
Sie soll zum frühestmöglichen Zeitpunkt rechtswirksam werden. Dies ist 
aus verfassungsrechtlichen Erwägungen der 3. Oktober 1990. 

Bei der Zinsanpassung für ehemals zinslose oder niedrig verzinsliche 
Kredite kann es trotz der Halbierung der Schulden und der Wertzuwächse 
der Immobilien zu Härten für die Kreditnehmer kommen. Der Gesetzent- 
wurf sieht daher Ausgleichsleistungen für Eigenheimer, private Vermieter 
und junge Eheleute vor. Sie sollen in der Form von zeitlich befristeten, 
degressiv gestalteten Zinszuschüssen geleistet werden. Darüber hinaus 
kommt den Kreditnehmern die Tatsache zugute, daß sie in der Zeit vom 
1. Juli bis zum 2. Oktober 1990 trotz Halbierung der Schulden keine markt- 
gerechten Zinsen zahlen mußten. Junge Eheleute konnten die ihnen 
gewährten Kredite sogar bis zum 31. Dezember 1990 zinslos in Anspruch 
nehmen. 

Soweit Kreditnehmer in Unkenntnis der Rechtslage bereits in der Zeit vom 
1. Juli bis zum 2. Oktober 1990 höhere Zinsen gezahlt haben, werden diese 
von den Kreditinstituten zurückerstattet oder verrechnet. Die Erstattung 
für die Kreditinstitute erfolgt durch Einräumung von Ausgleichsforderun- 
gen nach dem D-Markbilanzgesetz. 


18. Abgeordneter 

Christoph 

Matschie 

(SPD) 
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19. Abgeordneter 

Volker 

Neumann 

(Bramsche) 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Treu- 
handanstalt - Niederlassung Cottbus - über 
90 Firmen zum Verkauf durch Veröffentlichung 
u. a. in der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung" 
ausgeschrieben hat, ohne die Geschäftsleitung, 
Betriebsräte und Arbeitnehmer davon vorher zu 
unterrichten, und wie beurteilt die Bundesregie- 
rung dieses Verfahren? 


20. Abgeordneter 

Volker 

Neumann 

(Bramsche) 

(SPD) 


Wird die Bundesregierung darauf hin wirken, daß 
in Zukunft bei der Ausschreibung von Industrie- 
und Dienstleistungsunternehmungen durch die 
Treuhand die Betroffenen vorher von der Aus- 
schreibung informiert werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Carstens 
vom 27. März 1991 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Treuhandanstalt - Niederlas- 
sung Cottbus - Firmen zum Verkauf ausgeschrieben hat. Diese Ausschrei- 
bung entspricht dem gesetzlichen Privatisierungsauftrag der Treu- 
handanstalt, der insbesondere auch dem von Ihnen angesprochenen Per- 
sonenkreis bekannt sein dürfte. Hiervon abgesehen ist es nach geltendem 
Recht nicht generell erforderlich, über solche Ausschreibungen 
Geschäftsleitungen, Betriebsräte oder Arbeitnehmer zu informieren. 

In Fällen, in denen eine Informationspflicht gesetzlich vorgeschrieben ist, 
sind die entsprechenden Auskünfte selbstverständlich zu erteilen. Dies ist 
auch der Treuhandanstalt bekannt. 

Gleichwohl werde ich Ihre Anfrage zum Anlaß nehmen, die Treuhand- 
anstalt auf ihre gesetzlichen Informationspflichten, insbesondere auf die 
Unterrichtungspflichten nach dem Betriebsverfassungsgesetz, hinzu- 
weisen. 


21. Abgeordneter 

Johann 

Paintner 

(FDP) 


Trifft es zu, wie in der Presse vom Mitglied des 
Deutschen Bundestages, Schwanitz, berichtet, 
daß die Pachtverträge mit der Firma Sacher und 
Co. Service, über das ehemalige Kasernen- 
gelände an der Schöpsdrehe in Kauschwitz/ 
Plauen, für null und nichtig erklärt sind, wenn ja, 
was kann den Pächtern von Schöpsdrehe geraten 
werden, mit wem sie dann rechtskräftige Pacht- 
verträge bzw. Kaufverträge abschließen können? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Carstens 
vom 25. März 1991 

Es trifft zu, daß der Pachtvertrag der Firma Sacher & Co. Service wegen 
Verstoßes gegen die 2. Durchführungsverordnung zum Treuhandgesetz 
nichtig ist. Der Pächterin der Kasernenanlage „Schöpsdrehe" in 
Kauschwitz/Plauen ist zu raten, einen neuen Vertrag mit der Treuhand- 
anstalt abzuschließen. Sie ist darüber bereits am 21. Februar 1991 telefo- 
nisch unterrichtet worden. 


22. Abgeordnete 

Renate 

Schmidt 

(Nürnberg) 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, wie sich die 
Steuereinnahmen der bundesdeutschen Kommu- 
nen im Jahre 1989 auf gegliedert nach den alten 
Bundesländern entwickelt haben? 
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23. Abgeordnete Wie lauten die Zahlen für das Jahr 1990? 

Renate 

Schmidt 

(Nürnberg) 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Grünewald 
vom 26. März 1991 

Die Steuereinnahmen der Gemeinden werden vom Statistischen Bundes- 
amt in vierteljährlicher Erscheinungsfolge veröffentlicht. Das Ergebnis für 
1990 liegt noch nicht vor. Die Aufgliederung der Steuereinnahmen der 
Gemeinden 1989 nach Ländern ist in der nachfolgenden Übersicht dar- 
gestellt: 

Kassenmäßige Steuereinnahmen der Gemeinden/Gemeindeverbände 
nach der Steuerverteilung im Jahr 1989 (in Mio. DM): 


Schleswig-Holstein 

2 445 

Niedersachsen 

7 030 

Nordrhein-Westfalen 

21 260 

Hessen 

7 544 

Rheinland-Pfalz 

4 036 

Baden- Württemberg 

12 136 

Bayern 

12 809 

Saarland 

940 

Hamburg 

3 002 

Bremen 

932 

Berlin (West) 

1488 

Bundesgebiet 

73 650 


24. Abgeordnete 

Renate 

Schmidt 

(Nürnberg) 

(SPD) 


An welche Stellen wurde bisher das unrecht- 
mäßig erworbene Vermögen der SED bzw. ihrer 
Nachfolgepartei PDS, der ehemaligen Blockpar- 
teien in der ehemaligen DDR sowie der ehema- 
ligen Großorganisationen zurückgegeben, und 
bis wann ist damit zu rechnen, daß das 
unrechtmäßig erworbene Vermögen der vorge- 
nannten Organisationen und Parteien abschlie- 
ßend übertragen ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Carstens 
vom 27. März 1991 


Nach §§ 20 a und 20b Parteiengesetz DDR in der Fassung des Einigungs- 
vertrages (Anlage II, Kapitel II, Sachgebiet A, Abschnitt III Nr. 1 Buchstabe d) 
unterliegt das Vermögen der Parteien und der mit ihnen verbundenen 
Massenorganisationen der treuhänderischen Verwaltung durch die Treu- 
handanstalt. Die Feststellung des Vermögens der vorgenannten Organi- 
sationen obliegt der Unabhängigen Kommission zur Überprüfung der 
Vermögenswerte aller Parteien und Massenorganisationen in der ehe- 
maligen DDR. Nach Maßgabe des Einigungsvertrages führt die Treuhand- 
anstalt im Einvernehmen mit der Unabhängigen Kommission das ihr zur 
treuhänderischen Verwaltung übertragene Vermögen der Parteien und 
Massenorganisationen an die früher Berechtigten oder deren Rechtsnach- 
folger zurück. Rückführungen wurden allerdings noch nicht vorgenom- 
men, weil die dazu erforderlichen umfangreichen und schwierigen Ermitt- 
lungen bisher noch in keinem Fall abgeschlossen werden konnten. Zur 
Zeit läßt sich nicht absehen, wann mit ersten Rückführungen zu rechnen 
ist. 
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25. Abgeordneter 

Dr. Dietrich 
Sperling 

(SPD) 


Wie hoch ist nach Auffassung der Bundesregie- 
rung der jährliche Steuerausfall, der durch die 
Bildung von selbstgenutztem Wohneigentum im 
Wohnungsbestand entsteht? 


26. Abgeordneter 

Dr. Dietrich 
Sperling 

(SPD) 


Von wieviel steuerlich begünstigten und von 
wieviel nicht begünstigten Fällen des Bestands- 
erwerbs zur Selbstnutzung pro Jahr geht die 
Bundesregierung aus? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Grünewaid 
vom 27. März 1991 

Die Steuermindereinnahmen durch die steuerliche Begünstigung von 
selbstgenutztem Wohneigentum im Wohnungsbestand werden für 1990 
kumulativ auf etwa 2,8 Mrd. DM geschätzt. 

Amtliche Unterlagen über den Umfang der Erwerbe aus dem Bestand 
liegen nicht vor. Auf Grund von Marktstudien und Umfragen, die dem 
Bundesbauministerium vorliegen, werden gegenwärtig jährlich etwa 
140000 Fälle mit steuerbegünstigtem Bestandserwerb zur Selbstnutzung 
angenommen. Die Anzahl der nicht begünstigten Fälle des Bestands- 
erwerbs ist nicht bekannt. 


27. Abgeordneter 

Hans 

Wallow 

(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, entsprechend 
den Vorschlägen der vom Bundesminister der 
Finanzen eingesetzten Kommission bei der Erb- 
schaft- und Schenkungsteuer in Zukunft den 
Grundbesitz nicht mehr mit den Einheitswerten, 
sondern mit den Verkehrswerten anzusetzen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Grünewald 
vom 27. März 1991 

Die Kommission zur Verbesserung der steuerlichen Bedingungen für 
Investitionen und Arbeitsplätze hat - zunächst in Thesen - eine umfas- 
sende Reform der einheitswertabhängigen Steuern bei gleichzeitiger Auf- 
gabe der Einheitsbewertung für den Grundbesitz vorgeschlagen; für pri- 
vaten Grundbesitz sollen bei der Erbschaft- und Schenkungsteuer an die 
Stelle der bisherigen Einheitswerte die Verkehrswerte treten. 

Die Kommission will in den kommenden Monaten ein ausführlich begrün- 
detes Gutachten erstatten. Eine Wertung ihrer Vorschläge wird daher erst 
nach einer vertieften Prüfung dieses Gutachtens möglich sein. 

Bei einer eventuellen Abkehr von den Einheitswerten 1964 schreibt 
bereits das geltende Recht für die Erhebung der Erbschaft- und Schen- 
kungsteuer eine Neubestimmung der Freibeträge und Steuersätze zwin- 
gend vor. 


28. Abgeordneter 

Hans 

Wallow 

(SPD) 


Trifft es zu, daß ausweislich der Vermögensteuer- 
statistik 1986 die 41 reichsten Personen in der 
Bundesrepublik Deutschland mit einem Ver- 
mögen von über 200 Mio. DM durchschnittlich 
3 Mio. DM jährlich an Vermögensteuer zahlen, 
und wie hoch schätzt die Bundesregierung die 
aktuelle durchschnittliche Vermögensteuer im 
Jahr für diesen Personenkreis? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Grünewald 
vom 26. März 1991 

Nach den Angaben der Vermögensteuerstatistik 1986 ist es zutreffend, 
daß die Jahressteuerschuld von 41 Steuerpflichtigen mit jeweils einem 
Gesamtvermögen von 200 Mio. DM und mehr insgesamt 125 Mio. DM 
beträgt, also durchschnittlich 3 Mio. DM je Steuerpflichtigen. 

Eine Schätzung der aktuellen Vermögensteuerbelastung dieser Steuer- 
pflichtigen ist nicht möglich. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung 


29. Abgeordneter 

Uwe 

Lambinus 

(SPD) 


Aus welchen Gründen werden die Begünstigun- 
gen des § 46 Arbeitsförderungsgesetz nicht auch 
den Personen zuteil, die überwiegend wegen 
häuslicher Pflege eines Pflegebedürftigen keine 
Erwerbstätigkeit ausgeübt haben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Günther 
vom 20. März 1991 

In der Koalitionsvereinbarung haben die Regierungsparteien unter den 
für Frauen vorgesehenen Maßnahmen festgelegt, daß die Leistungen des 
Arbeitsförderungsgesetzes nach der Familienphase dahin gehend zu 
verbessern sind, daß neben der Erziehungstätigkeit die Pflegetätigkeit 
anerkannt wird. In den für den Herbst dieses Jahres geplanten Änderun- 
gen des Arbeitsförderungsgesetzes wird die Bundesregierung den gesetz- 
gebenden Körperschaften vorschlagen, in § 46 Zeiten der Betreuung von 
pflegebedürftigen Personen den Zeiten der Betreuung und Erziehung 
eines Kindes gleichzustellen. 


30. Abgeordnete 

Dr. Cornelie 
Sonntag-Wolgast 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die auf 
Grund eines Regierungsabkommens in der ehe- 
maligen DDR angeworbenen Arbeitnehmer aus 
Vietnam, Mosambik und Angola nach dem 
3. Oktober 1990 gar nicht bzw. höchst mangel- 
haft über ihr Recht - sei es über Heimkehrhilfen, 
sei es über die Modalitäten beim weiteren Auf- 
enthalt in der Bundesrepublik Deutschland - 
informiert wurden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Günther 
vom 21. März 1991 

Zur Information der vietnamesischen, mosambikanischen und angolani- 
schen Arbeitnehmer über ihre Rechte bei vorzeitiger Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses wurde durch das Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung ein Informationsblatt für diese Arbeitnehmer in vietname- 
sischer und portugiesischer Sprache verfaßt und in ausreichender Anzahl 
verteilt. Ebenfalls steht für Unternehmen, die Arbeitnehmer auf Grund der 
Regierungsabkommen beschäftigen, ein Merkblatt über die Rechtslage 
zur Verfügung. 
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31. Abgeordnete 

Dr. Cornelie 
Sonntag-Wolgast 

(SPD) 


Wie viele der ursprünglich 85000 angeworbenen 
Arbeitskräfte aus Vietnam, Mosambik und 
Angola befinden sich zur Zeit noch im Beitritts- 
gebiet, und welche Beratungs- und Informations- 
angebote stehen ihnen seitens der Behörden zur 
Verfügung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Günther 
vom 21. März 1991 

Am 31. Dezember 1990 waren noch ca. 21000 Vertragsarbeitnehmer aus 
Vietnam, ca. 2800 aus Mosambik und ca. 200 aus Angola tätig. Schät- 
zungsweise werden von diesen Ende 1991 noch etwa 10000 bis 20000 als 
Vertragsarbeitnehmer im Beitrittsgebiet beschäftigt sein. Ca. 10% der 
Vertragsarbeitnehmer, die vor Ablauf der vertraglich vereinbarten Dauer 
des Arbeitsverhältnisses entlassen werden, entscheiden sich, bis zum 
Ende der ursprünglich vorgesehenen Vertragsdauer in der Bundesrepu- 
blik Deutschland zu verbleiben. 

Es gehört zu den Aufgaben der Außenstelle des Bundesministeriums für 
Arbeit und Sozialordnung in Berlin, auf die Einhaltung der Regelungen zu 
achten, die für die im Rahmen der Regierungsabkommen beschäftigten 
Arbeitnehmer bestehen. Die Außenstelle übt in diesem Bereich eine 
Beratungs- und Betreuungsfunktion aus und arbeitet dabei eng mit den 
Außenstellen der Botschaften der Vertragsländer sowie der anderen 
Ressorts zusammen. Außerdem können sich Ausländer mit ihren Anliegen 
an die Ausländerbeauftragten wenden, die bei ca. 60 Kommunen in den 
neuen Bundesländern tätig sind. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


Kann die Bundesregierung erläutern, weshalb 
die Mittel für die Unterhaltung und Pflege des 
Museumsgutes im Wehrgeschichtlichen Museum 
in Rastatt von 65000 DM im Haushaltsjahr 1990 
auf 170000 DM im Haushaltsjahr 1991 erhöht 
werden sollen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wimmer 
vom 22. März 1991 

Das Wehrgeschichtliche Museum der Bundeswehr bestand bis zum 2. Okto- 
ber 1990 aus den Museumsteilen Rastatt (Leitmuseum) und dem Luftwaf- 
fenmuseum in Appen/Holstein; für beide Teile wurden im Haushaltsjahr 
1990 Mittel in Höhe von 65000 DM für Unterhaltung und Pflege des 
Museumsgutes veranschlagt. Am 3. Oktober 1990 übernahm die Bundes- 
wehr von der ehemaligen Nationalen Volksarmee das Militärhistorische 
Museum Dresden; es gehört zu den Dienststellen der ehemaligen Natio- 
nalen Volksarmee, die nach der Entscheidung des Bundesministers auf 
Dauer von der Bundeswehr fortgeführt werden. Für das Militärhistorische 
Museum Dresden wurden für Unterhaltung und Pflege Mittel in Höhe von 
85 000 DM veranschlagt. Es handelt sich um eine Schätzung, da Ver- 
gleichswerte aus dem Vorjahr nicht vorliegen. 

Die Mittel für Unterhaltung und Pflege des Museumsgutes des Luftwaf- 
fenmuseums in Appen/Holstein wurden 1991 um 20000 DM erhöht. Diese 
Teilansatzerhöhung ist zur Erlangung der Arbeitsfähigkeit erforderlich. 
Die bisher zur Verfügung stehenden Mittel (insgesamt im Jahr 1990 nur 
25 000 DM, die aus den Betriebsmitteln für Rastatt zur Verfügung gestellt 
wurden) ließen nur einen Notbetrieb zu. 


32. Abgeordneter 

Freimut 

Duve 

(SPD) 
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33. Abgeordneter 

Freimut 

Duve 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung erklären, weshalb die 
Mittel für Restaurierungs- und Identifizierungs- 
kosten des Wehrgeschichtlichen Museums in 
Rastatt von 60000 DM im Haushaltsjahr 1990 auf 
130000 DM im Haushaltsjahr 1991, und die Mit- 
tel für den Neuererwerb von Museumsgut von 
55000 DM auf 80000 DM erhöht werden sollen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wimmer 
vom 22. März 1991 


Auch die Ansatzerhöhung der Mittel für Restaurierungs- und Identifizie- 
rungskosten des Wehrgeschichtlichen Museums sowie die der Mittel für 
den Neuerwerb von Museumsgut entfällt zum größten Teil auf das neuer- 
worbene Dresdner Museum, und zwar 50 000 DM für Restaurierung/Iden- 
tifizierung und 20000 DM für Neuerwerb. 

Für das Luftwaffenmuseum betragen die entsprechenden Teilansätze 
20 000 DM für Restaurierung/Identifizierung und 5000 DM für Neu- 
erwerb. 

Zu beiden Fragen gemeinsam erläutere ich noch: 

Es ist beabsichtigt, bei den Haushaltsverhandlungen 1991 

1 . die Zweckbestimmung des Titels 539 02 wie folgt zu ergänzen: „Betrieb 
des Wehrgeschichtlichen Museums Rastatt, des Luftwaffenmuseums 
Appen sowie des Militär historischen Museums Dresden" ; 

2. die Erläuterung der Ausgaben nach Museumsteilen aufzuschlüsseln, 


- in Tausend DM - 



WGM 

Rastatt 

Luft- 

waffen- 

museum 

Appen 

Militär- 

hist. 

Museum 

Dresden 

WGM 

ins- 

gesamt 

- Inventarisierung des 

dem Land Baden-Württem- 
berg gehörenden Museums- 
bestandes gern. Verwal- 
tungsabkommen 

15 



15 

- Unterhaltung/Pflege 
des Museumsgutes 

65 

20 

85 

170 

! 

- Restaurierung/ 
Identifizierung 

60 

20 

50 

130 

- Neuerwerbungen 

55 

5 

20 

80 

- sonstige museums- 
spezifische 

Aufwendungen 

40 



125 

165 


235 

! 45 

280 

560 


Das Militärhistorische Museum Dresden einschließlich seiner Außenstelle 
auf der Festung Königstein bei Bad Schandau (Elbe) ist nach Ausstellungs- 
fläche (rund 8000 m 2 ), Ausstellungsgut (620000 Exponate, darunter eine 
Reihe von Weltunikaten) und Mitarbeiterzahl (am 3. Oktober 1990 = 128, 
im Januar 1991 noch rund 100) das größte der drei Wehrgeschichtlichen 
Museen der Bundeswehr und benötigt mithin auch den höchsten Teil- 
ansatz der Betriebsmittel beim Titel 539 02. 
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34. Abgeordnete 

Andrea 

Lederer 

(PDS/Linke Liste) 


Wie war bzw. ist die genaue Zusammensetzung, 
Aufgabe und der Einsatzort der deutschen Trup- 
pen zur Unterstützung des Golf krieges, über die 
die „Newsweek" , Ausgabe March 4, 1991, auf S. 25 
unter der Überschrift „Helping the war effort" 
berichtete, es handele sich um „71 chemical-bio- 
logical scout vehicles for US and UK forces and 
200 men to operate them" ? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wimmer 
vom 22, März 1991 


Im Rahmen der materiellen Unterstützungsleistungen wurden 71 ABC- 
Spürpanzer FUCHS den amerikanischen und englischen Streitkräften 
zur Verfügung gestellt. 

Amerikanisches und britisches Bedienungspersonal wurde in Deutsch- 
land an der ABC/SE-Schule in Sonthofen bzw. an der Schule des Heeres 
für Technik in Aachen ausgebildet. 

Eine Abstellung von deutschem Bedienungspersonal bei den amerikani- 
schen bzw. englischen Streitkräften ist nicht erfolgt. 


35. Abgeordneter 

Dr. Eckhart 
Pick 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß 
gemäß der Planung für die neue Bundeswehr- 
struktur Wehrbereichskommandos und Divi- 
sionskommandos zu sog. Generalkommandos 
zusammengelegt werden, und nach welchen 
Kriterien wird sie über den Standort des General- 
kommandos in Rheinland-Pfalz entscheiden, das 
die bisherige Funktion des Wehrbereichskom- 
mandos IV in Mainz übernehmen wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wimmer 
vom 22, März 1991 


Kern des Ansatzes zur künftigen Bundeswehrstruktur ist die Zusammen- 
führung von Feld- und Territorialheer - somit auch die Zusammenlegung 
der Wehrbereichs- und Divisionskommandos -, die beträchtliche Rationa- 
lisierungseffekte mit sich bringt. 

Die Überlegung, dieses neue Kommando grundsätzlich am Sitz der 
Landesregierung zu stationieren, gilt auch für den Wehrbereich IV. 

Bundesminister Dr. Stoltenberg hat am 1. März 1991 in einem Schreiben 
an den Ministerpräsidenten um eine Stellungnahme zu diesem Lösungs- 
ansatz gebeten. 


36. Abgeordneter 

Dr. Hartmut 

Soell 

(SPD) 


Sieht sich die Bundesregierung in der Lage, eine 
detaillierte Aufstellung der „Sonstigen museums- 
spezifischen Aufwendungen" des Wehr- 
geschichtlichen Museums in Rastatt geben zu 
können, die nach Auffassung der Bundesregie- 
rung eine Erhöhung der Mittel von 40000 DM im 
Haushaltsjahr 1990 auf 165000 DM im Haushalts- 
jahr 1991 erforderlich machen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wimmer 
vom 22. März 1991 


Das Wehrgeschichtliche Museum der Bundeswehr bestand bis zum 2. Okto- 
ber 1990 aus den Museumsteilen Rastatt (Leitmuseum) und dem Luftwaf- 
fenmuseum in Appen/Holstein; für beide Teile wurden im Haushaltsjahr 
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1990 Mittel in Höhe von 40000 DM für sonstige museumsspezifische Auf- 
wendungen veranschlagt. Am 3. Oktober 1990 übernahm die Bundeswehr 
von der ehemaligen Nationalen Volksarmee das Militärhistorische 
Museum Dresden; es gehört zu den Dienststellen der ehemaligen Natio- 
nalen Volksarmee, die nach der Entscheidung des Bundesministers auf 
Dauer von der Bundeswehr fortgeführt werden. 

Für das Militärhistorische Museum Dresden wurden für sonstige 
museumsspezifische Aufwendungen Mittel in Höhe von 125000 DM 
veranschlagt. Es handelt sich um eine Schätzung, da Vergleichswerte aus 
dem Vorjahr nicht vorliegen. 

Es ist beabsichtigt, bei den Haushaltsverhandlungen 1991 

1. die Zweckbestimmung des Titels 539 02 wie folgt zu ergänzen: „Betrieb 
des Wehr geschichtlichen Museums Rastatt, des Luftwaffenmuseums 
Appen sowie des Militärhistorischen Museums Dresden" ; 

2. die Erläuterung der Ausgaben nach Museumsteilen aufzuschlüsseln, 


- in Tausend DM - 



WGM 

Rastatt 

Luft- 

waffen- 

museum 

Appen 

Militär- 

hist. 

Museum 

Dresden 

WGM 

ins- 

gesamt 

- Inventarisierung des 

dem Land Baden-Württem- 
berg gehörenden Museums- 
bestandes gern, Verwal- 
tungsabkommen 

15 



15 

- Unterhaltung/Pflege 
des Museumsgutes 

65 

20 

85 

170 

- Restaurierung/ 
Identifizierung 

60 

20 

50 

130 

- Neuerwerbungen 

55 

5 

20 

80 

- sonstige museums- 
spezifische 

Aufwendungen 

40 



125 

165 


235 

45. 

280 

560 


Das Militärhistorische Museum Dresden einschließlich seiner Außenstelle 
auf der Festung Königstein bei Bad Schandau (Elbe) ist nach Ausstellungs- 
fläche (rund 8000 m 2 ), Ausstellungsgut (620000 Exponate, darunter eine 
Reihe von Weltunikaten) und Mitarbeiterzahl (am 3. Oktober 1990 — 128, 
im Januar 1991 noch rund 100) das größte der drei Wehrgeschichtlichen 
Museen der Bundeswehr und benötigt mithin auch den höchsten Teil- 
ansatz der Betriebsmittel beim Titel 539 02. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Frauen und Jugend 


37. Abgeordneter 

Bernd 

Reuter 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß es im 
Handel frei erhältliche Computer-Kriegsspiele 
gibt, die mit realistischen Ländernamen und Waf- 
fengattungen operieren, so daß es z. B. durchaus 
möglich ist, einen Golfkrieg zu simulieren? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hintze 
vom 22. März 1991 

Der Markt für Computerspiele ist dadurch unübersichtlich, daß neben 
dem offiziellen Handel Tausch, Weitergabe und Nutzung der Disketten in 
der Privatsphäre eine große Rolle spielen. Es ist daher weder auszuschlie- 
ßen, daß - z. B. auch durch Programmveränderung - bei vorhandenen 
Computer-Kriegsspielen ein solcher Bezug hergestellt wird, noch daß ein- 
zelne Unternehmen der „Software "-Industrie dies tun. Bisher allerdings 
spielen nach Kenntnis von Jugendschutzfachleuten auf das Kriegsgesche- 
hen am Golf bezogene Programme keine Rolle. 


38. Abgeordneter 

Bernd 

Reuter 

(SPD) 


Wie schätzt die Bundesregierung solche Spiele 
vor dem Hintergrund des gerade zurückliegen- 
den Krieges am Golf ein, der unermeßliches Leid 
über Millionen Menschen gebracht hat und 
dessen ökologische Folgen für die ganze Welt 
noch bei weitem nicht abschätzbar sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hintze 
vom 22. März 1991 

Die Bundesregierung würde solche Darstellungen mit Nachdruck mißbil- 
ligen und weist darauf hin, daß sich je nach Lage des Einzelfalls die in der 
Antwort auf Frage 40 dargestellten Folgen ergeben könnten. Die Bundes- 
regierung hielte es gerade dann, wenn derartige Darstellungen als Com- 
puterspiele in Umlauf kommen würden, angesichts der Beliebtheit dieser 
Technik bei Jugendlichen für erforderlich, sich in Schule und Jugendhilfe 
auf pädagogischer Grundlage mit diesem Phänomen auseinanderzu- 
setzen. 


39. Abgeordneter 

Bernd 

Reuter 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung es für möglich, daß 
durch menschenverachtende Spiele dieser Art 
der geistige Hintergrund von Heranwachsenden 
negativ beeinflußt wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hintze 
vom 22. März 1991 


Die Frage zielt auf die in der Wissenschaft seit Jahrzehnten kontrovers 
geführte Debatte über die Wirkung von Mediendarstellungen und auf die 
Ergebnisse der sog. Medien- Wirkungsforschung ab. Folgt man den 
Ergebnissen einer Studie von Forschern der Erziehungswissenschaft- 
lichen Hochschule Rheinland-Pfalz mit dem Titel „Medien und Gewalt", 
die im Auftrag des ARD-Forschungsdienstes erstellt wurde, so läßt sich 
jedoch die Wirkungsweise von Gewaltdarstellungen inzwischen klarer 
einordnen. Dort findet sich nämlich die Aussage, daß die Mehrzahl der bis- 
her erschienenen Studien zur Darstellung von Gewalt in den Medien für 
bestimmte Mediendarstellungen einen agressionsverstärkenden Effekt 
feststellen. Interessant ist in diesem Zusammenhang der Hinweis der For- 
scher, daß inzwischen die sog. Katharsis-Theorie, nach der Agressionen 
durch Gewaltdarstellungen „abgeleitet" werden, selbst von ihrem Haupt- 
protagonisten kaum mehr vertreten wird. 

Bei aller nach wie vor bestehenden Komplexität der Frage nach der 
Wirkung von Mediendarstellungen wird man davon ausgehen können, 
daß diese gerade bei jugendlichen Rezipienten nicht ohne Einfluß bleiben. 

40. Abgeordneter Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 

Bernd rung zu ergreifen, um den freien Zugang zu 

Reuter solchen Computerspielen einzuschränken? 

(SPD) 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hintze 
vom 22. März 1991 

Die für eine sachgerechte Einschränkung des freien Zugangs zu den 
erwähnten Computerspielen erforderlichen Rechtsgrundlagen stehen 
bereits zur Verfügung. Nach § 1 des Gesetzes über die Verbreitung 
jugendgefährdender Schriften (GjS) können Schriften, die geeignet sind, 
Kinder oder Jugendliche sittlich zu gefährden, in eine Liste aufgenom- 
men (indiziert) werden. Den Schriften stehen Ton- und Bildträger, Abbil- 
dungen und andere Darstellungen gleich. Es können daher auch Brett- 
und Computerspiele indiziert werden, wenn sich im Einzelfall ergibt, daß 
sie jugendgefährdend im Sinne der o. a. Vorschrift sind. 

Die Indizierung hat ein absolutes Abgabeverbot an Kinder und Jugend- 
liche sowie einschneidende Beschränkungen des Vertriebs und der 
Werbung zur Folge. Die Zuständigkeit für eine Indizierung liegt bei 
der Bundesprüfstelle für jugendgefährdende Schriften in Bonn-Bad Godes- 
berg. Anträge auf Aufnahme von Objekten in die Liste der jugend- 
gefährdenden Schriften können u. a. von allen Jugendämter in der Bun- 
desrepublik Deutschland gestellt und von Bürgern bei diesen Stellen 
angeregt werden. 

Darüber hinaus kann bei Kriegsspielen in extremen Fällen auch ein 
Verstoß gegen Strafgesetze in Betracht kommen, etwa gegen § 131 StGB 
(unmenschliche Gewalttätigkeiten gegen Menschen). In diesem Zusam- 
menhang ist auch auf die Möglichkeiten der bundesweiten Beschlag- 
nahme nach §§ 94 ff. StPO bzw. der bundesweiten gerichtlichen Einzie- 
hung nach § 74 d StGB hinzuweisen. Für die Verfolgung derartiger Straf- 
taten sind die Staatsanwaltschaften zuständig. 

Nähere Einzelheiten bitte ich der Antwort von Herrn Staatssekretär Chory 
auf die Fragen des Abgeordneten Reimann vom 30. November 1988 zu 
entnehmen - Bundestags-Protokoll, 11. Wahlperiode, 112. Sitzung, 30. No- 
vember 1988. In Ergänzung zu den dortigen Ausführungen ist darauf hin- 
zuweisen, daß der Computer- und Automatenspiele-Index der Bundes- 
prüfstelle nach dem Stand Februar 1991 inzwischen 139 Titel umfaßt. 
Außerdem liegen in 5 Fällen bundesweite Einziehungen bzw. Beschlag- 
nahmen vor. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Gesundheit 


41. Abgeordnete 

Verena 

Wohlleben 

(SPD) 


Wird die Bundesregierung das Modell „Sofort- 
maßnahmen gegen AIDS", das zum 30. Juni 1991 
ausläuft, verlängern, oder denkt die Bundes- 
regierung daran, ein neues Modell aufzulegen, 
um die Aufklärung über Aids bereits an den 
Schulen zu gewährleisten? 


Antwort des Staatssekretärs Wagner 
vom 26. März 1991 

Im Rahmen des im März 1987 von der Bundesregierung beschlossenen 
„Sofortprogramms zur Bekämpfung der Immunschwächekrankheit 
AIDS" werden neun Modellprogramme, die zu unterschiedlichen Zeit- 
punkten angelaufen sind, gefördert. Befristet sind die Modellprogramme 
bis 1991, weil angesichts der Zuständigkeit der Länder in den Bereichen 
der Gesundheitsvorsorge und -Versorgung der Bund schon aus verfas- 
sungsrechtlichen Gründen nicht langfristig tätig werden kann. Er kann 
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durch Modellförderungen Anregungen geben und zeitlich begrenzte Bei- 
träge dazu leisten, daß Beratungs- und Betreuungsangebote entwickelt 
und erprobt werden. Diese Beiträge sind mit dem Sofortprogramm gelei- 
stet worden. Nunmehr sind die Länder aufgefordert zu entscheiden, 
welche der modellhaft erprobten Maßnahmen sie weiterführen wollen. 

Im Hinblick auf die Befristung der Bundesmodellförderung und unter 
Berücksichtigung des Haushaltsansatzes 1991 enden die Modell- 
programme mit Ablauf ihrer jeweils vorgesehenen Laufzeit in 1991. Da die 
Modellprogramme überwiegend vor dem 31. Dezember 1991 auslaufen, 
ist das Bundesministerium für Gesundheit bereit, im Rahmen seiner finan- 
ziellen Möglichkeiten und in Absprache mit den Ländern Modellmaßnah- 
men im Bereich „Sozialstationen", „Streetwork" sowie „Drogen und 
AIDS" noch bis zum Ende des Jahres zu fördern, sofern die jeweils zustän- 
digen Länder die Anschlußfinanzierung ab Januar 1992 erklären. 

Eine weitere, wenn auch reduzierte Förderung, ist darüber hinaus für die 
Modellprogramme „AIDS und Kinder" und „AIDS und Frauen" vorge- 
sehen, um erhoffte Forschungsergebnisse nicht zu gefährden. 

Speziell das „Großmodell Gesundheitsämter", zu dessen Aufgaben u. a. 
die von Ihnen angesprochene Mitarbeit der AIDS-Fachkräfte am Schul- 
unterricht oder an Unterrichtsprojekten gehört, kann nicht über das Ende 
seiner Laufzeit am 30. Juni 1991 hinaus verlängert werden. Es würde so 
umfangreiche Mittel binden, daß alle zuvor genannten Fortschreibungen 
entfallen müßten. 

Die AIDS- Aufklärung an Schulen ist dadurch jedoch nicht gefährdet. Seit 
1987 stehen den Lehrern Unterrichtsmaterialien für die 9. und 10. Klassen 
(Überarbeitung 1989) und seit 1989 auch sepzielle Unterrichtshilfen für 
berufliche Schulen zur Verfügung, die von der Bundeszentrale für 
gesundheitliche Aufklärung (BZgA) erarbeitet und kostenlos verteilt 
wurden. Diese Materialien werden inzwischen auch in den neuen Bundes- 
ländern eingesetzt. In den alten Bundesländern wurden bereits vor 
einigen Jahren Lehrer durch die Kultusbehörden verpflichtet, AIDS-Auf- 
klärung zu leisten. Diese Verpflichtung besteht m. W. weiterhin. Entspre- 
chende Weiterbildungsangebote wurden und werden an vielen Orten 
durch die Schulämter bzw. Regierungspräsidenten gemacht. Neben den 
AIDS-Fachkräften an den Gesundheitsämtern stehen auch Mitarbeiter 
von AIDS-Hilfen zur Unterstützung der Lehrer zur Verfügung. In Berlin 
gibt es zusätzlich das „schoolworker-", in Nordrhein- Westfalen das 
„youthworker-" Programm. 

Grundsätzlich muß betont werden, daß wegen der Kulturhoheit der 
Länder die jeweiligen Kultusminister für Unterrichtsbelange an Schulen 
zuständig sind. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


42. Abgeordneter Wie ist der Sachstand in puncto Lärmschutzmaß- 

Dr. Walter nahmen an der B AB 62 in Höhe der Ortsgemeinde 

Altherr Niedermohr? 

(CDU/CSU) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 22. März 1991 

Die Straßenbauverwaltung des Landes Rheinland-Pfalz wird an der Auto- 
bahn A 62 im Abschnitt zwischen dem Autobahnkreuz Landstuhl und der 
Landesgrenze Saarland bei Reichsweiler, an dem auch die Gemeinde 
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Niedermohr liegt, eine lärmtechnische Untersuchung durchführen. Der 
genaue Zeitpunkt steht allerdings noch nicht fest, da auf Grund der star- 
ken Verkehrszunahme auch auf anderen Bundesfernstraßen eine Vielzahl 
solcher Untersuchungen vorgesehen ist. 


43. Abgeordneter 

Hans 

Büchler 


(Hof) 

(SPD) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die 
durch den stark angewachsenen Grenzbetrieb 
zwischen der CSFR und der Bundesrepublik 
Deutschland entstandenen Verkehrsprobleme 
auf der Bundesstraße innerhalb Schirndings zu 
normalisieren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 22. März 1991 

Eine Verbesserung innerhalb der bestehenden Ortsdurchfahrt von Schirn- 
ding ist nicht möglich. Deshalb sieht der alte Bedarfsplan für die Bundes- 
fernstraßen im Zusammenhang mit einer großräumigen Verlegung der 
B 303 den Bau einer Ortsumgehung Schirnding vor. Die bayerische 
Straßenbauverwaltung hat vor kurzem den Vorentwurf der inzwischen 
landesplanerisch positiv beurteilten Ortsumgehung Schirnding fertig- 
gestellt und zur Genehmigung vorgelegt. Dies wird in die zur Zeit laufen- 
den Arbeiten für den Gesamtdeutschen Verkehrswegeplan einfließen, der 
Ende 1991/Anfang 1992 vorgelegt werden soll. Über die Einstufung der 
Straßenbaumaßnahmen im neuen Bedarfsplan entscheidet dann das Par- 
lament. 


44. Abgeordneter 

Dr. Peter 
Eckardt 

(SPD) 


Plant das Bundesministerium für Verkehr bei der 
Schaffung von Ost-West-Trassen auf der Schiene 
und auf der Straße auch Verkehrswege im Nord- 
und Südharz, um die alten und neuen Bundeslän- 
der Niedersachsen und Sachsen-Anhalt und 
Thüringen zu verbinden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 22. März 1991 


Ja. Im Südharz soll eine neue Bundesfernstraße zwischen Göttingen und 
Halle - etwa im Zuge der B 80 - gebaut werden. Wegen des hohen Anteils 
an überregionalem Verkehr gehört dieses Vorhaben zu den besonders 
dringlichen „Verkehrsprojekten Deutsche Einheit". Im Nordharz wird 
- größtenteils etwa im Zuge der B 6 - eine neue Verbindung zwischen 
Goslar und Dessau geplant. Für beide Maßnahmen sind die Planungs- 
arbeiten mit dem Ziel eines möglichst schnellen Planungsabschlusses ein- 
geleitet worden. 

Im Bereich der Schiene ist der für den Harz bedeutsame eingleisige Aus- 
bau der Verbindung Bad Harzburg — Stapelburg bereits im Juli 1990 von 
der ehemaligen Kommission „Verkehrswege" beschlossen worden. Die 
Fertigstellung der Maßnahme ist im Jahre 1992 vorgesehen, voraus- 
gesetzt, daß Bundesbahn und Reichsbahn die Planungen im Benehmen 
mit den beteiligten Kommunen zügig fortführen können. 


45. Abgeordneter 

Dr. Peter 
Eckardt 

(SPD) 


Sind dem Bundesministerium für Verkehr die 
katastrophalen Verkehrsverhältnisse in den ehe- 
maligen Harzer Grenzgemeinden Bad Lauter- 
berg, Langelsheim, Braunlage, Walkenried, Bad 
Harzburg und Vienenburg bekannt, und welche 
verkehrstechnischen Maßnahmen der Entlastung 
plant das Bundesministerium, um die Städte und 
Gemeinden vor dem Verkehrschaos zu bewah- 
ren? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 22. März 1991 

Ja; da aber ein umgehender und umfassender Bau von Ortsumgehungen 
oder neuen Bundesfernstraßen zur Entlastung aller Ortsdurchfahrten 
kurzfristig nicht möglich ist, müssen für jeden Einzelfall in Abstimmung 
mit den Gemeinden und der Auftragsverwaltung Lösungen vor Ort gefun- 
den werden, die wenigstens eine Teilentlastung bewirken können. 

So soll z. B. zur Entlastung der Ortsdurchfahrt Vienenburg die L 510 an die 
A 395 angeschlossen werden. Gleichzeitig werden die Planungen für die 
ohnehin vorgesehenen Projekte des Bedarfsplanes, wie z. B. die Ortsum- 
gehungen Langelsheim und Braunlage, intensiviert. Eine Entlastung des 
Straßenverkehrs wird auch durch den Abschluß der Lückenschlußmaß- 
nahme im Eisenbahnnetz zwischen Bad Harzburg und Stapelburg erwar- 
tet. 


46. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Fuchtel 

(CDU/CSU) 


Sind Beurteilungen zutreffend, daß Aussiedler in 
erheblich höherem Maße als der Durchschnitt der 
Autofahrer an Unfällen beteiligt sind, und was 
unternimmt die Bundesregierung gegebenen- 
falls, um durch zusätzliche Schulungsverpflich- 
tung auf eine Verbesserung der Verkehrssicher- 
heit hinzuwirken? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gröbl 
vom 21. März 1991 

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse über die Verkehrsunfall- 
beteiligung von Aussiedlern vor. 


47. Abgeordneter 

Hans-Joachim 
~ Fuchtel 

(CDU/CSU) 


Wie sehen die konkreten Schritte in inhaltlicher 
und zeitlicher Hinsicht aus, mit denen die Bun- 
desregierung für Wettbewerbschancengleichheit 
im Speditions- und Transportgewerbe im Blick 
auf Europa sorgen will? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 26. März 1991 


Die Harmonisierung der verkehrsspezifischen Abgaben ist für die 
Verkehrspolitik der Bundesregierung von zentraler Bedeutung. Das 
Memorandum des Bundeskanzlers vom 6. September 1990 letzten Jahres 
hat dies unterstrichen. 

Der Europäische Rat der Staats- und Regierungschefs hat im Dezember in 
Rom an die Fachministerräte den Auftrag erteilt, bis Mitte 1991 eine Ent- 
scheidung über die Angleichung der verkehrsspezifischen Abgaben zu 
treffen. 

Dementsprechend ist vorgesehen, bis Mitte des Jahres entsprechende 
Eckwertebeschlüsse zur Höhe der Mineralölsteuer und der Kraftfahrzeug- 
steuer zu fassen. 


48. Abgeordnete 

Monika 

Ganseforth 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung Veranstaltun- 
gen wie das zur Internationalen Deutschen Renn- 
sportgemeinschaft zählende Flugplatzrennen in 
bezug auf Lärm- und Schadstoffemissionen sowie 
auf das von einigen der 20000 bis 30000 anreisen- 
den Motorfans nach dem Rennen zu beobach- 
tende agressive und riskante Fahrverhalten? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gröbl 
vom 21. März 1991 


Bestimmte Sportarten - dazu zählt auch der Motorsport - weisen einen 
starken Umweltbezug auf. Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
im Spannungsfeld von Umwelt und Sport im Einzelfall ein gerechter Inte- 
ressenausgleich gefunden werden muß, der insbesondere die Belästigung 
der Anwohner, aber auch die berechtigten Interessen des Sports ausrei- 
chend berücksichtigt. 

Ob und welche Auflagen aus Gründen des Immissionsschutzes für eine 
bestimmte Veranstaltung angeordnet werden müssen, kann nur die für 
den Immissionsschutz örtlich zuständige Behörde entscheiden. 

Der Bundesregierung ist.nicht bekannt, daß nach Motorsportveranstaltun- 
gen, - auch im Vergleich zu anderen vergleichbaren Großveranstaltungen — 
die Besucher ein besonderes aggressives und riskantes Fahrverhalten 
zeigen. 

49. Abgeordnete 

Monika 
Ganseforth 

(SPD) 


Wer hat die Verantwortung für die Genehmigung 
des im Juni dieses Jahres auf dem Wunstorf er 
Fliegerhorst trotz der Proteste von Bürgerinnen 
und Bürgern stattfindende Flugplatzrennen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gröbl 
vom 21. März 1991 


In straßenverkehrsrechtlicher Hinsicht bedarf die Veranstaltung keiner 
Genehmigung, da sie nicht auf öffentlichen Straßen stattfindet. 

Ob die Veranstaltung unter immissionsrechtlichen Gesichtspunkten einer 
Genehmigung bedarf und ob ggf. Auflagen zu erteilen sind, hat der Land- 
kreis Hannover zu beurteilen. 


50. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


Wann beginnt der 4spurige Ausbau des II. Bau- 
abschnitts der B 44 bei Mannheim-Scharhof, und 
wann ist mit der Fertigstellung des Ausbaus zu 
rechnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 21. März 1991 


Die Bundesregierung ist bemüht, mit dem 4streifigen Ausbau der B 44 bei 
Mannheim — Scharhof baldmöglichst zu beginnen. Ein genauer Termin 
kann zur Zeit noch nicht angegeben werden. Die veranschlagte Bauzeit 
beträgt ca. IV 2 Jahre. 


51. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


Wie ist der Planungsstand der auf Grund des 
gestiegenen Verkehrsaufkommens und des auf 
der B 44 immer größer gewordenen Rückstaus 
dringend erforderlich gewordenen Umgestaltung 
der Autobahnauffahrt Mannheim-Sandhofen, 
und wann ist mit dem Beginn des Umbaus zu 
rechnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 21. März 1991 


Im Zuge der Planung des B 44-Ausbaus wurden auch Überlegungen über 
eine Änderung der Autobahnanschlußstelle angestellt, wegen des größe- 
ren Umfangs einer solchen Maßnahme jedoch von der B 44 getrennt. 
Bislang ist keine konkrete Planung in Bearbeitung. Die Verkehrsentwick- 
lung auf der B 44 nach dem 4streifigen Ausbau soll abgewartet werden, 


22 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/324 


um definitiv entscheiden zu können, in welcher Form eine Änderung der 
Autobahnanschlußstelle verkehrlich am zweckmäßigsten ist (Signalisie- 
rung/Umbau). 


52. Abgeordneter 

Dr. Rolf 
Niese 

(SPD) 


Welche Maßnahmen tätigt der Bund neben den 
Bundesländern, um die soziale Lage deutscher 
Partikuliere, die ihre (schulpflichtigen) Kinder in 
Schifferkinderheimen unterbringen müssen, zu 
verbessern, und welche Wettbewerbsnachteile 
entstehen den deutschen Binnenschiffern auf 
diesem Gebiet gegenüber den anderen EG-Bin- 
nen Schiffern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gröbl 
vom 20. März 1991 


Die Unterhaltung der Schiffskinderheime sowie der Schiffsjungenwohn- 
heime fällt in die Zuständigkeit der Länder. Der Bund unterstützt die 
Kinderheime gleichwohl mit einer jährlichen Zuwendung in Höhe von 
70000 DM für Investitionen einschließlich Ersatzinvestitionen. Darüber 
hinaus kann ein Teil der Unterbringungskosten im Rahmen von § 33 a des 
Einkommensteuergesetzes (EStG) steuerlich geltend gemacht werden. 
Der Bundesregierung liegen keine Angaben darüber vor, daß die verblei- 
benden Ausgaben der betroffenen Binnenschiffsunternehmen für die 
Unterbringung ihrer Kinder in den Heimen im Rahmen der gesamten Ko- 
stenstruktur eines Partikuherunternehmen so entscheidend ins Gewicht 
fallen, daß im Hinblick auf staatliche Kostenbeteiligungen in anderen 
EG-Ländern von einem Wettbewerbsnachteil gesprochen werden könnte. 

Im übrigen nimmt die Zahl der in Kinderheimen untergebrachten Schiffer- 
kinder beständig ab, da -anders alsz. B. in den Niederlanden -Ehefrauen 
mit schulpflichtigen Kindern während deren Schulzeit überwiegend nicht 
mehr an Bord wohnen, sondern mit ihren Kindern einen festen Wohnsitz 
an Land beziehen. 


53. Abgeordneter 

Dr. Rolf 

Niese 

(SPD) 


Inwieweit haben die im März 1988 angekündig- 
ten Bemühungen der Bundesregierung Erfolge 
gezeigt, die Zuschüsse für die Schifferkinder- 
heime zu verbessern und die Wettbewerbsnach- 
teile deutscher Binnenschiffer zu verringern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gröbl 
vom 20. März 1991 


Die Bundesregierung hat in ihrer Antwort vom 10. März 1988 auf die 
schriftliche Frage Nummer 72 der Abgeordneten Frau Faße (Drucksache 
11/2030) sich nicht zu einer Erhöhung von „Zuschüssen für die Schiffer- 
kinderheime" geäußert. Vielmehr hat sie ihre Bemühungen dargestellt, 
daß im Rahmen der fortschreitenden EG-Steuerharmonisierung die 
gegenwärtig noch bestehenden Wettbewerbsunterschiede schrittweise 
abgebaut werden. Es bleibt das Ziel der Bundesregierung, Wettbewerbs- 
unterschiede mit dem Inkrafttreten des EG-Binnenmarktes abzubauen. 


54. Abgeordneter 

Otto 

Schily 

(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, bei der Deutschen Bundesbahn darauf hin- 
zuwirken, daß im Zusammenhang mit dem drei- 
bzw. viergleisigen Ausbau der Strecke S 1 
München — Freising auch die Tunnelvariante in 
den Ortsbereichen der Gemeinden Oberschleiß- 
heim, Unterschleißheim, Eching und Neufahrn 
mit projektiert und in die Genehmigungsverfah- 
ren aufgenommen wird? 
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55. Abgeordneter 

Otto 

Schily 

(SPD) 


Wird die Bundesregierung dafür sorgen - gege- 
benenfalls in welcher Weise — , daß für diese not- 
wendige verkehrliche Infrastruktur in Zusam- 
menhang mit dem Ausbau des Bahnnetzes zum 
Flughafen auch die notwendigen Finanzmittel 
bereitgestellt werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom26. März 1991 

Die Deutsche Bundesbahn muß beim mehrgleisigen Ausbau vorhandener 
Strecken die strengen Grenzwerte der Verkehrslärmschutzverordnung 
einhalten. Forderungen, die darüber hinausgehen, wie z. B. die Ver- 
legung der neuen und vorhandenen Gleise in einen Tunnel, können nur in 
die Planung einbezogen werden, wenn sich Dritte zuvor bereit erklären, 
die Mehrkosten zu übernehmen. Dies gilt auch für den geplanten mehr- 
gleisigen Ausbau der Strecke Oberschleißheim — Neufahrn, für die 
jedoch bisher keine entsprechenden Erklärungen der betroffenen 
Gebietskörperschaften vorliegen. 


56. Abgeordneter 

Reinhard 

Weis 

(Stendal) 

(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung im Zusammenhang mit der Realisierung der 
Schnellbahntrasse Hannover — Stendal — Berlin 
bis 1997 zeit gleich eine Neutrassierung der B 188 
vorzunehmen, um durch die von der Bundes- 
regierung angekündigten Maßnahmen- und 
Beschleunigungsgesetze kurzfristig eine Verbes- 
serung der Ost-West-Verkehrsverbindungen zu 
erreichen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 22. März 1991 

Das Land Sachsen-Anhalt hat zahlreiche Verbesserungsmaßnahmen im 
Zuge der B 188, überwiegend Ortsumgehungen, zur Aufnahme in den 
neuen Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen angemeldet; diese Projekte 
werden im Rahmen der Arbeiten für den Gesamtdeutschen Verkehrs- 
wegeplan bewertet, der Ende 1991/Anfang 1992 vorgelegt werden soll. 
Die endgültige Entscheidung über die Aufnahme und die Dringlichkeits- 
einstufung trifft dann der Deutsche Bundestag. 


57. Abgeordnete 

Dr. Margrit 
Wetzel 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung der 
Deutschen Bundesbahn, daß mit verbesserter 
Technik die Störanfälligkeit der Züge und Sicher- 
heitseinrichtungen zugenommen hat und 
erhebliche Reisezugverspätungen durch techni- 
sche Störungen im Signal und Fernmeldebereich 
bei Lokomotiven und Wagen entstehen? 


58. Abgeordnete 

Dr. Margrit 
Wetzel 

(SPD) 


Mit welchen investiven Mitteln wird der von der 
Deutschen Bundesbahn erarbeitete „Maßnah- 
menkatalog zur Verspätungsbekämpfung" in die 
Praxis umgesetzt, damit die Verschlechterung 
der Betriebsqualität durch Reisezugverspätun- 
gen schnellstmöglich behoben werden kann? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 22. März 1991 

Nach Angaben der Deutschen Bundesbahn hat mit der Verbesserung der 
Technik die Störanfälligkeit der technischen Einrichtungen nicht zuge- 
nommen, sondern im Gegenteil sogar deutlich abgenommen. Zwar 
können im Störfall höhere Verspätungen einzelner Züge auftreten. Dem 
stehen aber erhebliche Vorteile durch eine generelle Beschleunigung der 
Betriebsabläufe gegenüber. Zudem verbessert die moderne Technik die 
Betriebssicherheit und auch die Wirtschaftlichkeit. 

Die durch technische Störungen zu verzeichnenden Verspätungen sind 
jedoch nicht der entscheidende Faktor für die in den letzten Monaten 
wenig zufriedenstellende Pünktlichkeit im Schienenpersonenverkehr. 

Die Ursachen waren nach Angaben der Deutschen Bundesbahn im 
wesentlichen viel mehr 

- eine durch Erdrutsch bedingte Sperrung der Strecke Münster (Westf.) — 
Lünen, 

- Verspätungen von Zügen aus dem Ausland für wartende Anschlußzüge 
und 

- eine Vielzahl im Vorgriff auf den Fahrplan 1991 durchgeführter Bau- 
maßnahmen. 

Um eine grundsätzliche Verbesserung der Pünktlichkeit sowohl im Reise- 
zug- als auch im Güterzugverkehr zu erreichen, hat der Vorstand der 
Deutschen Bundesbahn die Aktion „Zeigersprung" eingeleitet. Hierzu 
zählen insbesondere 

- die Miete von 100 Triebfahrzeugen der Deutschen Reichsbahn, 

- die befristete Übernahme von 1000 Triebfahrzeugführern und 
200 Wagenmeistern der Deutschen Reichsbahn, 

- die Erweiterung der Funkeinrichtungen für Instandhaltungs- und 
Betriebspersonal mit einem Aufwand von ca. 29 Mio. DM, 

- die Beschaffung von zusätzlich 190 Kraftfahrzeugen für ca. 4 Mio. DM 
zur Erhöhung der Mobilität des signaltechnischen Instandhaltungs- 
dienstes, 

- Bahnübergangssicherungen und elektronische Signaleinrichtungen 
mit einer Investitionssumme von ca. 22 Mio. DM. 

Spätestens mit dem Fahrplanwechsel am 2. Juni 1991 erwartet die Deut- 
sche Bundesbahn eine deutliche Verbesserung der Pünktlichkeit. 


59. Abgeordnete 

Verena 

Wohlleben 

(SPD) 


Ist es richtig, daß im Zuge des Ausbaus der 
Bundesautobahn A9 (Nürnberg — Berlin) die 
Raststätte am Hienberg aufgelöst bzw. verlegt 
wird, und zwar in Richtung Schnaittach, und ist 
es richtig, daß hierzu bereits Grundstücke ange- 
kauft werden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Knittel 
vom 22. März 1991 

Nein. Die Straßenbauverwaltung des Freistaates Bayern führt zur Zeit 
Untersuchungen über den ßstreifigen Ausbau der A 9 in diesem Auto- 
bahnabschnitt bei den Autobahnraststätten Hienberg/Ost- und West- 
seite durch. Vom Ergebnis hängt es ab, ob eine Erweiterung der vorhande- 
nen Raststätten oder eine Verlegung in Frage kommt. Ersatzgrundstücke 
sind bisher nicht erworben worden. 
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60. Abgeordnete Wann ist mit dem Bau der S-Bahn von Nürnberg 

Verena nach Roth zu rechnen, und sind hierfür schon die 

Wohlleben Planungen abgeschlossen? 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gröbl 
vom 21. März 1991 

Die Planungen für den Bau der S-Bahn von Nürnberg nach Roth sind noch 
nicht . abgeschlossen. Auf Anregung des Bundesverkehrsministeriums 
wird derzeit eine Lösung weiterverfolgt, die den S-Bahn-Ausbau auf 
dieser Strecke von der Entscheidung und Realisierung der Neubau-/ Aus- 
bau- Strecke Nürnberg — München unabhängig macht. 

Ein Einvernehmen über diese Lösung wird noch für Sommer dieses Jahres 
erwartet; damit könnten erste Planfeststellungsverfahren 1992 eingeleitet 
werden. Der Baubeginn hängt davon ab, zu welchem Zeitpunkt die 
Planungen bestandskräftig werden; eine verläßliche Angabe eines Zeit- 
punktes hierzu ist derzeit nicht möglich. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


61. Abgeordneter 

Klaus 

Lennartz 

(SPD) 


Welche Gründe sind für die Bundesregierung 
ausschlaggebend, den längst vorliegenden Ent- 
wurf einer Rechtsverordnung zur verbindlichen 
Einführung der Gasrückführung bei der Fahr- 
zeugbetankung an Tankstellen nicht durch Zulei- 
tung an den Bundesrat voranzubringen, obwohl 
dies der besorgten Öffentlichkeit mehrfach ange- 
kündigt wurde, zuletzt am 1. März 1991? 


Antwort des Staatssekretärs Stroetmann 
vom 21. März 1991 

Der Entwurf der Verordnung zur Begrenzung der Kohlenwasserstoffemis- 
sionen beim Umfüllen und Lagern von Ottokraftstoffen, mit der auch die 
Gasrückführung bei der Fahrzeugbetankung an Tankstellen verbindlich 
eingeführt werden soll, ist innerhalb der Bundesregierung noch nicht end- 
gültig abgestimmt. 


62. Abgeordneter 

Klaus 

Lennartz 

(SPD) 


Mit welchen Maßnahmen beabsichtigt die Bun- 
desregierung sicherzustellen, daß bei den derzeit 
anlaufenden Investitionen in Aufbau und Ver- 
dichtung des Tankstellennetzes in den neuen 
Bundesländern von Anfang an Einrichtungen zur 
Zurückhaltung der Benzolemissionen bei 
Betankungsvorgängen eingeplant werden? 


Antwort des Staatssekretärs Stroetmann 
vom 21. März 1991 

Der Entwurf der Verordnung zur Begrenzung der Kohlenwasserstoffemis- 
sionen beim Umfüllen und Lagern von Ottokraftstoffen ist der betroffenen 
Wirtschaft inhaltlich bekannt. Die Wirtschaft ist, nicht zuletzt in ihrem 
eigenen Interesse, auf die Notwendigkeit einer vorausschauenden Pla- 
nung in den neuen Bundesländern hingewiesen worden. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Post 
und Telekommunikation 


Bis wann wird das Telefonieren zwischen den 
alten und den neuen Bundesländern so funktio- 
nieren wie zwischen Deutschland und Frankreich 
oder Deutschland und Australien, nachdem 
der Vorstandsvorsitzende der TELEKOM, Herr 
Helmut Ricke, vor der Presse in Hannover erklärt 
hat, daß das Telefonieren in den fünf neuen Bun- 
desländern bis Ende des Jahres ebenso störungs- 
frei möglich sein wird wie im Westen? 

Antwort des Staatssekretärs Görts 
vom 25. März 1991 

Die Zahl der Fernsprechleitungen zwischen den alten und neuen Bundes- 
ländern hat sich auf Grund der Ausbauaktivitäten der Deutschen Bundes- 
post TELEKOM von 1 745 im Dezember 1989 auf über 7 000 im März 1991 
wesentlich erhöht. 

Die Ausbauplanungen der Deutschen Bundespost TELEKOM sehen vor, 
daß Ende 1991 ca. 30000 Leitungen zwischen West- und Ostdeutschland 
geschaltet sein werden. 

Mitte 1991 werden die ersten Ausbauabschnitte des sog. digitalen Over- 
laynetzes eingeschaltet. Das digitale Overlaynetz wird zusätzlich mit den 
Netzknoten der Deutschen Bundespost TELEKOM verbunden und damit 
für eine weitere Verbesserung des Telefonverkehrs innerhalb der neuen 
Bundesländer sorgen. 

Beeinträchtigungen des Telefonverkehrs zwischen den neuen und alten 
Bundesländern und auch innerhalb der neuen Bundesländer sind somit 
voraussichtlich Ende des Jahres 1991 nicht mehr zu erwarten. 


63. Abgeordneter 

Gerhart Rudolf 
Baum 

(FDP) 


64. Abgeordneter Kann der Bundesminister für Post und Telekom- 

Dr. Peter munikation erklären, ob vierzehntägige Postlauf- 

Eckardt Zeiten von W - 5300 Bonn und W - 3380 Goslar 

(SPD) nach 0 - 3700 Wernigerode (Sachsen- Anhalt) eine 

Ausnahme darstellen, oder ob derart lange Lauf- 
zeiten generell für den Postverkehr mit den 
neuen Bundesländern gelten, und wenn ja, 
warum das so ist? 

Antwort des Bundesministers Dr. Schwarz- Schilling 
vom 22. März 1991 

Zur Zeit können Laufzeiten von 14 Tagen in Einzelfällen nicht ausge- 
schlossen werden. Allerdings lassen erste informativ verwendbare Ergeb- 
nisse postinterner Laufzeitprüfungen darauf schließen, daß der größte Teil 
der Sendungen in wesentlich kürzeren Zeiten ausgeliefert wird. Die im 
Westen erzielten Laufzeiten von grundsätzlich E + 1 können jedoch noch 
nicht erreicht werden. 

Die längeren Laufzeiten zwischen den Postgebieten Ost und West sind 
darauf zurückzuführen, daß durch eine starke Zunahme des Sendungs- 
aufkommens in den beiden Verkehrsgebieten der Deutschen Bundespost 
zeitweilig Bearbeitungsrückstände auftreten, die nicht immer sofort auf- 
gearbeitet werden können. Dies ist vor allen Dingen darauf zurückzufüh- 
ren, daß sich im Verkehrsgebiet Ost die infrastrukturellen Voraussetzun- 
gen sehr stark von denen im Verkehrsgebiet West unterscheiden und erst 
mit erheblichem Aufwand angeglichen werden können. 
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Es ist zu erwarten, daß sich die Laufzeiten durch die inzwischen von der 
Generaldirektion Postdienst eingeleiteten betrieblichen und organisato- 
rischen Regelungen verbessern. Hierzu gehören z. B. die schrittweise 
Anbindung des Nachtluftpostnetzes ab Ende Januar 1991 für den nörd- 
lichen Teil und ab April 1991 für den südlichen Teil des Verkehrsgebietes 
Ost sowie Veränderungen in der Aufbauorganisation der Briefabgangs- 
verteilung für Sendungen in das Verkehrsgebiet Ost ab Dezember 1990. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Bildung 
und Wissenschaft 


65. Abgeordneter 

Hans- Joachim 
Hacker 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolfgramm 
vom 21. März 1991 

Die Entscheidung über die Errichtung einer Fachhochschule für Sozial- 
wesen in Schwerin liegt allein beim Land Mecklenburg- Vorpommern. Auf 
der Grundlage einer Empfehlung des Wissenschaftsrates und eines ent- 
sprechenden Beschlusses des Planungsausschusses nach dem Hochschul- 
bauförderungsgesetz könnte sich der Bund an den investiven Kosten zur 
Hälfte beteiligen. Der Wissenschaftsrat ist mit dem Anliegen der Fach- 
schule für Kindergärtnerinnen in Schwerin bisher allerdings nicht befaßt 
worden. 

Der Wissenschaftsrat hat am 12./13. März 1991 empfohlen, für den Bereich 
Sozialwesen in den fünf neuen Ländern insgesamt eine Kapazität von 
zunächst 6000 Studienplätzen vorzusehen. Davon entfallen auf Mecklen- 
burg-Vorpommern 700 Studienplätze, die an einem Standort konzentriert 
werden dürften. Die Bundesregierung teüt die Auffassung des Wissen- 
schaftsrates, daß für die Errichtung von Fachhochschulen in erster Linie 
Standorte mit bestehenden Hochschulen in Frage kommen. Die Entschei- 
dung darüber liegt aber gleichfalls beim Land Mecklenburg-Vorpom- 
mern. 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, die Fachschule für Kindergärtnerinnen in 
Schwerin in eine Fachhochschule für Sozialpäda- 
gogik auszubauen, und ist sie ggf. bereit, sich im 
Rahmen der Evaluierung der Hochschulstandorte 
im Wissenschaftsrat für die Schaffung einer Fach- 
hochschule in Schwerin einzusetzen? 


66. Abgeordnete 

Dr. Helga 
Otto 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Nach- 
frage nach qualifizierten Ausbildungsplätzen in 
den neuen Bundesländern wesentlich höher ist 
als das gegenwärtige Angebot? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolfgramm 
vom 26. März 1991 

Die gegenwärtige Situation am Ausbildungsstellenmarkt in den neuen 
Ländern und deren weitere Entwicklung bis zum Herbst 1991 können 
derzeit nicht hinreichend sicher eingeschätzt werden. 

Nach einer vorsichtigen Annahme wird von rund 120000 Nachfragern 
nach Ausbildungsplätzen ausgegangen. Hinzu wird eine bisher nicht 
quantifizierbare Anzahl von Lehrlingen kommen, die ihren Ausbil- 
dungsplatz nach Betriebsstillegungen verlieren. Eine verläßliche Zahl 
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über das derzeitige Ausbildungsplatzangebot liegt der Bundesregierung 
bisher nicht vor. Auch ist zur Zeit nicht einschätzbar, wie sich das entspre- 
chende Angebot bis zum Herbst 1991 entwickeln wird. Frühzeitig hat die 
Bundesregierung eine interministerielle Arbeitsgruppe zur Ausbil- 
dungsplatzsituation in den neuen Ländern eingesetzt. Sie nutzt alle ihr zu 
Verfügung stehenden Möglichkeiten, die Datenlage so genau wie möglich 
zu erfassen. Die Bundesregierung geht jedoch davon aus, daß die Daten- 
lage sich bis zum Frühsommer konkretisiert haben wird. 


67. Abgeordnete 

Dr. Helga 
Otto 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, daß 
die Kosten für die Gestellung der Ausbildungs- 
kapazität und deren Unterhalt und Betreiben 
sachfremde Kosten sind, die sich bei größeren 
Ausbildungskapazitäten für die betriebswirt- 
schaftliche Beurteilung niederschlagen? 


68. Abgeordnete 

Dr. Helga 
Otto 

(SPD) 


Hält es die Bundesregierung nicht für angezeigt, 
diese sachfremden Kosten aus der Bilanz aus- 
zugliedern und getrennt auszuweisen und den 
Betrieben zu erstatten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolfgramm 
vom 26. März 1991 

Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, daß Ausbildungskosten 
sachfremde Kosten sind. Sie gehören vielmehr zu den notwendigen 
betrieblichen Aufwendungen für die Heranbildung des Fachkräfte- 
nachwuchses. Im dualen System der Berufsausbildung mit den Lernorten 
Betrieb und Berufsschule liegt die Verantwortung für den betrieblichen 
Teil der Berufsausbildung bei den Unternehmen. Dazu gehört die Bereit- 
schaft der Betriebe, die Kosten der Ausbildung selbst zu tragen. 


Bonn, den 28. März 1991 
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